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CDU und CSU haben ein gemeinsames Reformkonzept für Deutschland vorgelegt – während die SPD sich immer noch über den Weg aus der Wirtschaftskrise streitet.

Konzepte, Informationen, Meinungen.
www.cduberlin.de und www.cdu.de
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Schröder  kämpft gegen Genossen

Noch immer sind mehr als 4,3 Mil-
lionen Menschen ohne Arbeit. Im

Herbst werden 5 Millionen erwartet.
Besonders gravierend: Die Chancen für

CDU-Berlin mit
neuer Führung
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John F.
Kennedy

Ansprache
in Berlin

Ein Erlebnisbericht von
Gerhard Lawrentz auf Seite 5

Rück- und
Ausblick
von
Eberhard
Diepgen
auf Seite 2

Bezirksbür-
germeister
der CDU in
B e r l i n
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Deutschland mit der Arbeitslosigkeit
Jugendliche haben sich weiter verdü-
stert. Bis September werden voraus-

sichtlich 70.000 Lehrstellen fehlen.

Seit 24. Mai hat die Berli-
ner CDU eine neue Füh-
rung. An der Spitze des
neuen Landesvorstandes
steht der Bezirksbürger-

meister von Mitte, Joachim Zeller (50), der
die Wahl zum Landesvorsitzenden gewann
und Christoph Stölzl ablöste, der nicht
wieder kandidierte. Partei und Fraktion
werden gemeinsam alle programmatischen

Vorbereitungen für einen Regierungs-
wechsel in Berlin treffen. Die
Hauptstadtunion ist dafür gut aufge-
stellt.
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Unglaublich, aber wahr: Der
Senat von Berlin äußerte sich
nicht zum erfolgreichen EU-Re-
ferendum in Polen. Der Regie-
rende Bürgermeister Wowereit
verschläft geradezu skandalös
die Zukunft Berlins. Das Aus-
maß an Ignoranz gegenüber die-

ser historischen Entscheidung und deren
künftiger Auswirkung auf die Region sei
durch nichts zu überbieten und durch
nichts zu entschuldigen, so CDU-Landes-
vorsitzender Joachim Zeller.
Joachim Zeller: „Man kann sich als Re-
gierender Bürgermeister in diesen Tagen
nicht nur zur Filmpreisverleihung und

zum Karneval der Kulturen öffentlich äu-
ßern, aber die wichtigste Zukunfts-
entscheidung für die Region Berlin-Bran-
denburg unkommentiert lassen. Die Ver-
antwortlichen im künftigen EU-Nachbar-
land werden sich zu Recht fragen, ob diese
Unterlassung beabsichtigt war.“

Diese Ausga-
be: Steglitz-
Zehlendorf Fortsetzung auf Seite 7
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